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Repressalien in der Palästinasolidarität
Antragssteller*innen: Patric Plattner, Aron Seifert
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Die Kreismitgliederversammlung möge beschließen:

Die Kreismitgliederversammlung verurteilt bürokratische Repressalien gegen eine offene und
pluralistische Debattenkultur in der Partei. Im besonderen verurteilt die
Kreismitgliederversammlung die Repressalien gegen palästinasolidarische Stimmen in der
Partei und solidarisiert sich mit den Betroffenen dieser Repressalien. Die
Kreismitgliederversammlung verpflichtet den Kreisvorstand in ihrem Wirken gegen eine
Repressionskultur in der Partei einzusetzen.

Begründung:

Das Klima in der parteiinternen Diskussion zum Thema Palästinasolidarität ist zutiefst vergiftet.
Genoss*innen, welche sich solidarisch mit den Palästinensern zeigen, müssen bei kleinsten
Fehltritten bereits mit Ausschlussverfahren rechnen. Dies hat sich mit Ramsis Kilani und
jüngstens auch Martha Chiara Wüthrich gezeigt.

Diese Repressionskultur erstickt die parteiinterne Diskussion, bevor sie überhaupt beginnt. Die
Partei hat ein pluralistisches Selbstverständnis, welchem sie in diesem Fall nicht gerecht wird.
Die Ausrichtung unserer Partei sollte ein basisnaher Aushandlungsprozess sein, welcher durch
diese heftigen Repressionen verunmöglicht wird.

Damit eine offene, pluralistische Debattenkultur wiederhergestellt werden kann, muss allen
Genoss*innen signalisiert werden, dass eine solche Debatte erwünscht wird und nicht unter
Strafe gestellt wird. Mit diesem Antrag könnte der Kreisverband Region Hannover ein Zeichen
für eine solche Debattenkultur setzen.
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